
Satzung über die Förderung von Investitionen durch Sportvereine 

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt Laatzen in seiner Sit-
zung am 27.11.2025 folgende Satzung beschlossen:  

Präambel 
§ 1 – Allgemeine Grundsätze der Förderung 
§ 2 – Antrags- und Förderberechtigte 
§ 3 – Gegenstand der Förderung 
§ 4 – Antragserfordernis 
§ 5 – Förderhöhe und -voraussetzungen 
§ 6 – Verfahrensvorschriften 
§ 7 – Rechtsanspruch 
§ 8 - Inkrafttreten 

Präambel 
Die Stadt Laatzen erkennt und würdigt die Bedeutung des Sports und seine sozialen 
Freizeit-, Gesundheits- und Bildungswerte. Die Sportförderung ist eine kommunale Auf-
gabe, wobei Art und Umfang von örtlichen Gegebenheiten und kommunalpolitischen 
Entscheidungen im Rahmen der Finanzkraft der Stadt bestimmt werden. 

§ 1 – Allgemeine Grundsätze der Förderung 
(1) Die Stadt Laatzen fördert Neubau-, Umbau-, Erweiterungs- und Erneuerungsmaß-

nahmen an baulichen Anlagen im Sinne des § 2 der Niedersächsischen Bauord-
nung (NBauO) in der zurzeit geltenden Fassung auf dem Gebiet der Stadt Laatzen, 
die unmittelbar den Zwecken des Sports dienen. 

(2) Die Förderung erfolgt ausschließlich im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel. Es handelt sich um eine freiwillige Leistung der Stadt Laatzen. Ein 
Rechtsanspruch besteht nicht. 

§ 2 – Antrags- und Förderberechtigte 
(1) Antrags- und förderberechtigt sind nur Sportvereine, die: 

- im Vereinsregister des Amtsgerichts eingetragen sind, 
-   als gemeinnützig im Sinne der Abgabenordnung anerkannt sind, 
- Mitglied im Landessportbund Niedersachsen sind, 
- grundsätzlich offen für jedermann sind, 
- ihren Haushalt gegenüber der Stadt Laatzen auf Anforderung offenlegen und 
- ihren Vereinssitz in der Stadt Laatzen haben. 

(2) Sportvereine, die lediglich eine Geschäftsstelle in der Stadt Laatzen betreiben oder 
der Charakteristik eines Fachverbands entsprechen, sind nicht antrags- und förder-
berechtigt. 

§ 3 – Gegenstand der Förderung 
(1) Förderungsfähig sind bauliche Maßnahmen im Sinne des § 1 Absatz 1, die Sportan-

lagen betreffen. Hierunter fallen die vereinseigenen beziehungsweise dem Verein 
von der Stadt Laatzen zum unmittelbaren Zweck der Sportausübung zur Verfügung 
gestellten baulichen Anlagen, insbesondere gedeckte und ungedeckte Sportanla-
gen einschließlich der für den Sport unmittelbar notwendigen Infrastruktur. 



(2) Nicht förderungsfähig sind insbesondere Maßnahmen,  
- die kommerziellen Bereiche wie Gastronomie oder Wohnungen betreffen, 
- reine Unterhaltungsaufwendungen,  
- Kosten in Zusammenhang mit dem Kauf von Grundstücken oder grundstücks-

gleichen Rechten oder, 
- dem Verein in Zusammenhang mit der beantragten Maßnahme in Rechnung ge-

stellte Leistungen und Gebühren der Stadt Laatzen. 

§ 4 – Antragserfordernis 
(1) Die Förderung nach dieser Satzung erfolgt nur auf Antrag. 

(2) Anträge auf Investitionsförderung sind ausschließlich mit dem jeweils aktuellen, voll-
ständig ausgefüllten Antragsvordruck vorzulegen. Wenn die Förderung im folgenden 
Haushaltsjahr zur Auszahlung kommen soll, muss der Antrag bis spätestens zum 
30.06. des laufenden Jahres bei der Stadt Laatzen eingegangen sein.  

(3) Dem Antrag sind grundsätzlich die folgenden Unterlagen beizufügen: 
- Baupläne und Baubeschreibungen, 
- Finanzierungs- und Zeitplanung einschließlich der wesentlichen Kostenvoran-

schläge bzw. einer Kostenberechnung auf Grundlage fundierter Sachkenntnis, 
- Nachweis über die aktuelle Gemeinnützigkeit des Vereins, 
- Bei Maßnahmen über 50.000 € an zuwendungsfähigen Gesamtkosten ist mit 

dem Antrag zusätzlich einzureichen: 
o Kostenermittlung nach DIN 276, 
o Vorlage der letzten, von einer Mitgliederversammlung beschlossenen Ver-

einsfinanzplanung zur Beurteilung der dauerhaften finanziellen Leistungs-
fähigkeit des Vereins, 

- Bei Gebäuden und Einrichtungen, die der Verein nicht von der Stadt Laatzen an-
gemietet, angepachtet oder zur Nutzung überlassen bekommen hat, entspre-
chende Nachweise und Verträge, die das Miet-, Pacht- und/oder Nutzungsver-
hältnis nachweisen. 

§ 5 – Förderhöhe und -voraussetzungen 
(1) Die Förderung nach dieser Satzung erfolgt auf Antrag in der Form eines verlorenen 

Investitionszuschusses. Dem Förderantrag kann daher nur entsprochen werden, 
wenn nachweislich auch die weiteren einschlägigen Möglichkeiten zur Erlangung 
von Zuschüssen Dritter ausgeschöpft werden. Diese Zuschüsse sind in der Finan-
zierungsplanung betraglich und prozentual nachzuweisen. 

(2) Die Stadt Laatzen ist Letztförderer. Das bedeutet, dass zunächst alle Zahlungen der 
weiteren Fördermittelgeber eingegangen oder fest zugesagt sein müssen. Eine 
Überzahlung einer Maßnahme ist ausgeschlossen. Insbesondere ist hierbei auch die 
Berücksichtigung von zu leistenden Eigenanteilen der Antragsteller, die auf Grund 
von Förderinstrumenten Dritter gefordert werden, sicherzustellen. 

(3) Die Höhe des Zuschusses beträgt bis zu 25 % der zuwendungsfähigen Gesamtkos-
ten. Ein Zuschuss in Höhe von unter 2.500 € wird grundsätzlich nicht gewährt. 



(4) Die Zweckbindungsfrist für Maßnahmen, die nach dieser Satzung gefördert werden, 
beträgt 12 Jahre. 

(5) Nicht gefördert werden Vorhaben, wenn vor der Bewilligung der Zuwendungen Auf-
träge erteilt wurden bzw. mit der Ausführung der Maßnahme begonnen worden ist. 
Hiervon ausgenommen sind Aufträge und Kosten, die die Planreife des Projektes 
bewirken. 

(6) Die Bildung von Eventualpositionen bzw. Sicherheitsbeträgen für Unvorhergesehe-
nes ist unzulässig. 

(7) Ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn kann im Rahmen der Antragstellung beantragt 
werden. Diesem ist im Regelfall durch Entscheidung der Stadt Laatzen zu entspre-
chen. Mit dieser Entscheidung ist weder eine Zurverfügungstellung von Haushalts-
mitteln noch die Gewährung weiterer Ansprüche verbunden. 

(8) Sofern der beantragende Verein nach den einschlägigen Rechtsvorschriften an das 
öffentliche Vergaberecht gebunden ist, verpflichtet dieser sich im Rahmen der An-
tragsstellung, die entsprechenden Vorgaben einzuhalten und auf Anforderung die 
Einhaltung nachzuweisen. 

(9) Sollte der Fördergegenstand vor Ablauf der Zweckbindungsfrist für den Antragsteller 
unvermutet oder unverschuldet nicht mehr zur Verfügung stehen, so ist die ausge-
zahlte Förderung monatsgenau anteilig an die Stadtkasse zurückzuerstatten. Auf 
eine Verzinsung wird in diesem Fall grundsätzlich verzichtet. 

§ 6 – Verfahrensvorschriften 
(1) Auf die vollständige und fristgerechte Beantragung der Förderung erhält der Verein 

eine Eingangsbestätigung, die bereits die Förderhöchstgrenze beziffert und – sofern 
beantragt – die Genehmigung des vorzeitigen Maßnahmebeginns beinhaltet. 

(2) Es wird eine öffentliche Beschlussdrucksache für die notwendigen politischen Bera-
tungen gefertigt. Dieser Drucksache wird der eingereichte Antrag beigefügt. Über 
den Beschluss des Rates der Stadt Laatzen wird der Verein informiert. 

(3) Wenn die beantragten Haushaltsmittel zur Verfügung stehen, wird der beantragende 
Verein darüber informiert und zum Mittelabruf aufgefordert. Die Mittel stehen erst 
nach Erfüllung der Voraussetzungen des § 114 Abs. 2 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes zur Verfügung. 

(4) Wird mit der Umsetzung der zu fördernden Maßnahme nicht vor Ablauf des auf das 
Förderjahr folgenden Jahres begonnen, gilt der Förderantrag als zurückgezogen und 
muss im Bedarfsfall erneut gestellt werden. Die hierfür ursprünglich zur Verfügung 
gestellten Haushaltsmittel verfallen. 

(5) Der Mittelabruf erfolgt unter Verwendung des jeweils aktuellen Verwendungsnach-
weises. Dem Verwendungsnachweis sind die entsprechenden Belege in Kopie oder 
elektronischer Form beizufügen.  

(6) Bei einer städtischen Gesamtfördersumme von über 50.000 € sind Abschlagszah-
lungen entsprechend dem nachzuweisenden Baufortschritt bis zu einer Höhe von 



75% möglich. Die Beantragung von Abschlagszahlungen liegt in der alleinigen Ver-
antwortung des Vereins. 

(7) Nach Abschluss der Maßnahme hat der zu fördernde Verein innerhalb von 3 Mona-
ten die Schlussabrechnung vorzulegen, sofern keine vertretbaren Gründe vorge-
bracht werden, die dieser Frist entgegenstehen. 

(8) Der ausgezahlte Investitionszuschuss ist vollständig und unverzüglich mit einem 
Zinsaufschlag von 5 % über dem jeweiligen Basiszinssatz der Deutschen Bundes-
bank zurückzuzahlen, wenn im Antrags- oder Auszahlungsverfahren falsche Anga-
ben gemacht oder Mittel nicht dem Zuwendungszweck entsprechend verwendet 
worden sind. Maßgeblich für die Festlegung der Höhe des Basiszinssatzes gem. § 
247 BGB ist der Zeitpunkt der Kenntnisnahme der Tatsachen nach Satz 1 durch die 
Stadt Laatzen. 

§ 7 – Rechtsanspruch 

Ein Rechtsanspruch der Antragsteller auf die Gewährung von Förderungen besteht 
nicht. Eine einmal gewährte Förderung führt nicht zu einem Rechtsanspruch auf zukünf-
tige Förderungen.  

§ 8 – Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft. 

Laatzen, den 04.12.2025 

Kai Eggert 
Bürgermeister 


